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INDIGENEr Widerstand
das Recht auf Nahrung und Indigene Gemeinschaften 



MOSAMBIK: Jetzt Aktiv werden

Großflächige und von europäischen Trägern finanzierte 

Baumplantagen zerstören in der Provinz Niassa in Mo-

sambik die Lebensgrundlage von kleinbäuerlichen Ge-

meinschaften. Eine von FIAN ins Leben gerufene Eilak-

tion appelliert an die schwedischen Hauptfinanziers des 

Baumplantagen-Betreibers, ihrer Verantwortung für das 

Menschenrecht auf Nahrung nachzukommen.

Wir bitten Sie, mit Ihrer Teilnahme an der Eilaktion 

(Seite 10) die Menschen vor Ort zu unterstützen!

Um weiterhin unabhängige Menschenrechtsarbeit leisten 

zu können, ist FIAN auf Ihre Spende angewiesen. Diese 

ermöglicht uns, den Fall in Niassa und ähnliche Fälle zu 

dokumentieren, den Betroffenen von Menschenrechtsver-

letzungen international Gehör zu verschaffen und die Ver-

antwortlichen zu benennen.

Wir brauchen aber auch dringend mehr Mitglieder, um 

im politischen Lobbying stärker auftreten zu können. Je 

mehr Mitglieder FIAN repräsentiert, desto erfolgreicher 

kann das Menschenrecht auf Nahrung verteidigt werden! 

(Antwortkarte -> letzte Seite)

Voraussetzung für die Verwirklichung des Rechts auf Nah-

rung ist es, dass Menschen Landwirtschaft betreiben und 

ihr Wissen um natürliche Zusammenhänge, um die Ver-

mehrung von Saatgut oder den Schutz der Bodenfrucht-

barkeit weitergeben können. Die Landwirtschaft, der Ag-

rarhandel müssen sich deshalb an den Menschenrechten 

der Bauern und Bäuerinnen orientieren und nicht an den 

Profitinteressen der Agrarkonzerne!

Dafür setzen wir uns ein - hoffentlich auch im nächsten 

Jahr mit Ihrer Unterstützung!

Im Namen von FIAN wünsche ich Ihnen schöne Feiertage 

und ein erfolgreiches Jahr 2013!

Ihre

Elisabeth Sterzinger, Vorsitzende FIAN Österreich

Namaste!

World Yoga Day 
unterstützt 
2013 FIAN!
Am Sonntag, dem 24.02.2013 widmen weltweit Yoga-Leh-

rerInnen, Yoga-Schulen und Yogis zwei Stunden ihrer 

Zeit für eine Yoga-Session zu Gunsten des Menschen-

rechts auf Nahrung.

Die beim World Yoga Day 2013 gesammelten Spenden werden zur 

Unterstützung der Menschenrechtsarbeit von FIAN verwendet. So 

arbeitet FIAN zum Beispiel an der Unterstützung der bäuerlichen 

Gemeinschaften in Bajo Aguán in Honduras, wo in einem Land-

konflikt während der letzten drei Jahre mehr als 50 Menschen 

ermordet wurden, die lediglich ihr Land nutzen oder die Men-

schenrechte verteidigten wollten. Auch in Uganda ist FIAN aktiv: 

In Mubende wurden 2.000 Menschen von ihrem Land vertrieben, 

damit eine deutsche Firma eine Kaffeeplantage errichten konnte. In 

Indien werden in Kusum Tola Indigene unterstützt, deren Überle-

ben durch immer größer wachsende Kohlebergwerke bedroht ist, 

wodurch sie landwirtschaftliche Fläche, Wälder und Wasserres-

sourcen verlieren.

Wenn Sie beim World Yoga Day 2013 am 
24.02.2013 dabei sind, können Sie Ihre Solidari-
tät mit all denen zeigen, die für das weltweite 

Recht auf Nahrung kämpfen!

Sie können selbst eine Spenden-Yogastunde organisieren oder 

an einer teilnehmen. Die Unterrichtsstunde soll von 11.00 Uhr bis 

13.00 Uhr Lokalzeit abgehalten werden, was zu einem 24-Stunden-

Yoga-Marathon rund um die Welt führen wird. Der Einfluss unserer 

gebündelten Gedanken und Energien wird weltweit zu spüren sein.

Alle, die an dem Event teilnehmen, werden gebeten zu spenden, 

was sie sich leisten können. Alle Beiträge und Teilnehmenden sind 

willkommen, auch solche, die nicht spenden – das Geld ist wichtig, 

um Opfer von Menschenrechtsverletzungen zu helfen, aber wichtig 

ist vor allem auch der Geist, in dem dies geschieht!

Um sich für eine WYD 2013 Stunde anzumelden, gehen Sie bitte 

auf www.world-yoga-day.org. Dort finden Sie auch WYD-Logos 

und Flyer zum Herunterladen, damit Sie auch andere für unsere 

Idee begeistern können.



Editorial

rechtlich gleich mehrfach benachteiligt sind oft Indigene Frauen. 

Ihrer doppelten Diskriminierung widmen wir in dieser Schwer-

punktausgabe zu den Rechten von Indigenen einen eigenen Arti-

kel (S. 2). Auch Ecuador ist Thema: Wir berichten von einem neuen 

Fall nördlich der Hauptstadt Quito: Das Gemeinschaftsland der Kitu 

Kara in La Toglla soll dort für Urbanisierungsprojekte zur Verfü-

gung gestellt werden (S. 6).

Die genannten Beispiele zeigen: Die Umsetzung des Rechts auf 

Nahrung braucht neben klaren und einklagbaren rechtlichen Rah-

menbedingungen den Druck zivilgesellschaftlich engagierter Men-

schen. Für diesen Druck sorgen wir als FIAN, gemeinsam mit un-

seren Partnerorganisationen und anderen zivilgesellschaftlichen 

AkteurInnen. 

FIAN setzt sich seit Jahrzehnten für die Rechte indigener Ge-

meinschaften ein. Zu den von uns unterstützen Gruppen gehören 

auch die Guaraní-Kaiowá. Ihre Rechte stehen den Interessen der 

sich immer weiter ausbreitenden industriellen Landwirtschaft 

entgegen. In Absprache mit VertreterInnen der Guaraní wird der 

internationale FIAN-Vorstand, der sich Ende Oktober in Brasilien 

getroffen hat (Bericht S. 15), das Gespräch mit brasilianischen Re-

gierungsvertretern suchen, um die Forderungen der Guaraní zu 

unterstützen. Die brasilianische Verfassung sagt den indigenen 

Völkern die Demarkierung ihrer traditionellen Gebiete innerhalb 

von fünf Jahren zu. Die Umsetzung geht allerdings immer noch 

nur schleppend voran. Eine von brasilianischen Organisationen 

gestartete Online-Petition fordert deshalb die zügige Umsetzung 

der indigenen Landrechte. Unterstützen auch Sie die Landrechte 

der Indigenen in Brasilien www.causaindigena.org/english!

Brigitte Reisenberger, im Namen des Redaktionsteams

Liebe Leserinnen 
und Leser,

Am 16. Oktober 2012, Welternährungstag, hat FIAN in Wien ge-

meinsam mit Saatgutinitiativen und – NGOs gegen die derzeitige 

Praxis des europäischen Patentamtes (EPA) von Annahme von Pa-

tentanträgen und –vergaben protestiert. In der im Patentamt über-

gebenen Petition forderten sie, Patente auf konventionelle Züchtun-

gen abzulehnen und erneuerten ihre Forderung, keine weiteren 

Patente auf lebende Organismen zuzulassen. Seit Mai 2012 wurden 

in Österreich zur Unterstützung der parlamentarischen Bürger-

initiative „Kein Patent auf Leben“ mehr als 2000 Unterschriften 

gesammelt. Die Petition kann noch online unterzeichnet werden.  

www.fian.at/patente
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Frauen spielen eine zentrale Rol-

le für die Ernährungssicherheit. 

Weltweit sind es in erster Li-

nie Frauen, die für die Beschaffung, 

Produktion und Zubereitung von 

Nahrungsmitteln und somit für die 

Versorgung ihrer Familien verant-

wortlich sind. Deshalb sind es auch 

Frauen, die ein reichhaltiges tradi-

tionelles Wissen über Saatgut und 

Bodenfruchtbarkeit besitzen sowie 

dieses Wissen bewahren und weiter-

geben – ein wesentlicher Beitrag zum 

Erhalt der biologischen Vielfalt.

Diese Rolle für die Ernährungssicher-

heit kommt vor allem indigenen Frauen 

zu. In ihren Gemeinschaften wird häu-

fig eine traditionelle Subsistenzland-

wirtschaft praktiziert, die wesentlich 

von traditionellem Wissen und intakten 

Ökosystemen abhängig ist. Das macht 

indigene Frauen besonders verletzlich 

gegenüber Bedrohungen ihrer Lände-

reien und Ressourcen, der biologischen 

Vielfalt in ihren Gebieten und damit tra-

ditioneller Nahrungsquellen. Zu diesen 

Bedrohungen zählen internationale Ag-

rar- und Handelspolitik, Großprojekte 

wie Staudämme, Rohstoffabbau, Entwal-

dung und der Klimawandel.

Diese Last wird durch die doppelte 

Diskriminierung, die indigene Frauen 

als Frauen und Indigene in der Gesell-

schaft erfahren, noch erhöht. 

Während die Rechte indi-
gener Gemeinschaften in 

vielen Ländern nicht aner-
kannt oder berücksichtigt 
werden, ist die rechtliche 
Situation indigener Frauen 

noch schwieriger.

 Selbst dort, wo Landrechte anerkannt 

werden, liegen diese meist bei Männern. 

Ein weiterer Punkt ist die traditionelle 

Arbeitsteilung indigener Gemeinschaf-

ten. Im Bereich der Waldnutzung bei-

spielsweise obliegen die körperlich 

Indigene Frauen

Doppelt diskriminiert
besonders anstrengenden Aufgaben 

den Männern, während täglich wieder-

kehrende und Ausdauer erfordernde 

Aufgaben wie Früchte und Feuerholz 

sammeln oder Wasser holen von Frau-

en ausgeführt werden. Dadurch haben 

Frauen eine intensivere und abhängige-

re Beziehung zum Wald, die dazu führt, 

dass ökologische Zerstörung sie unmit-

telbarer und härter trifft als Männer.

Jedoch sind indigene Frauen nicht nur 

Opfer: Die Bedrohungen und Diskrimi-

nierung bewirken auch die Entwicklung 

von Fähigkeiten, um das Überleben ih-

rer Familien und Gemeinschaften zu si-

chern. Indigene Frauen als Bewahrerin-

nen kultureller Traditionen haben ein 

reiches Erfahrungswissen entwickelt, 

das es ihnen ermöglicht, Bedrohungen 

und Ernährungsunsicherheit zu begeg-

nen. Dabei bauen sie auf den traditio-

nellen Systemen auf, erweitern sie und 

passen ihr Wissen an die sich verän-

dernden Bedingungen an. Hierzu ge-

hören das Recht auf Selbstbestimmung 

„We, Indigenous People, demand 
the right to define what our diet 

is and what it means to us, as 
part of our cultural identity. We 

cannot speak of food without 
speaking of water and the right 
to water as well as the protec-
tion and definition of our relati-
onship to water. It also implies 
talking about our right to our 

territories and resources.”
(Declaration of Indigenous People for Food 

Sovereignty, 2009, Rome)
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Sabine Schielmann, Koordinatorin des Projekts “Indigene Völker und 
Waldschutz“ beim INFOE (Institut für Ökologie und Aktions-Ethnologie).

Recht auf Nahrung für 
Indigene Frauen in Mexiko

CEDAW-Komitee greift FIANs Empfehlungen auf

In Mexiko haben 28 Millionen Menschen, also 18,2 

Prozent der Bevölkerung, keinen ausreichenden Zu-

gang zu Nahrung. 80,6 Prozent der Hungernden leben 

in ländlichen Gebieten. Obwohl das Recht auf Nahrung 

für alle Bevölkerungsgruppen 2011 in die mexikanische  

Verfassung aufgenommen wurde und die Verfassung 

jegliche Diskriminierung untersagt, hungern vor allem 

indigene Frauen.

In den ländlichen Regionen der Bundesstaaten Guer-

rero und Morelos gehören nur ein Fünftel aller Land-

titel Frauen. Die Vorlage eines Landtitels ist aber Vo-

raussetzung für den Zugang zu landwirtschaftlichen 

Förderprogrammen. Gemeinsam mit den betroffenen 

Frauen hat FIAN im Juli 2012 beim Ausschuss zum 

Übereinkommen zur Beseitigung jeder Form von Dis-

kriminierung der Frau der Vereinten Nationen (Com-

mittee on the Elimination of Discrimination against 

Women, CEDAW) darauf hingewiesen, dass das Recht 

auf Nahrung indigener Frauen in ländlichen Regionen 

durch folgende Missstände verletzt wird:

1. unzureichender Zugang zu Eigentumsrechten und 

landwirtschaftlichen Produktionsmitteln,

2. patriarchalische Familienstrukturen, die dazu füh-

ren, dass Frauen als letzte und zu wenig essen,

3. Gewalt gegen Menschenrechtsverteidigerinnen 

durch organisierte Kriminalität,

4. unzureichende Unterstützung für allein erziehen-

de Mütter und Frauen, die Menschen mit Behinderun-

gen betreuen.

In seinen Empfehlungen an die mexikanische Regie-

rung hat der CEDAW-Ausschuss FIANs Kritik aufge-

griffen. Er fordert Mexiko auf:

• Maßnahmen zu ergreifen, die indigenen Frauen 

gleichberechtigten Zugang zu Land und Eigentum ga-

rantieren,

• Indigenen Frauen Zugang zu grundlegenden sozi-

alen Leistungen, Bildung und Gesundheit zu ermög-

lichen,

• organisierte Kriminalität wirksam zu bekämpfen,

• Opfer von Gewalt zu entschädigen,

• zusammen mit indigenen Gemeinschaften Auf-

klärungskampagnen gegen stereotype Frauenbilder 

durchzuführen.

und Nahrung sowie die unzertrennlich verknüpften Rechte 

auf Land und Ressourcen, Nutzungsrechte und das Recht, ihr 

kulturelles Erbe zu bewahren und weiterzuentwickeln, wie es 

in der Erklärung der Vereinten Nationen über die Rechte indi-

gener Völker verankert ist.

Um ihre Rechte einzufordern und auf die geschlechterspe-

zifischen Implikationen von Ernährungsunsicherheiten und 

ihren Ursachen aufmerksam zu machen, nehmen indigene 

Frauen aktiv an relevanten internationalen Diskussionen teil 

und organisieren sich im Rahmen von Netzwerken wie bei-

spielsweise den regionalen Netzwerken indigener Frauen oder 

der „Indigenous Partnership for Agrobiodiversity and Food So-

vereignty“.

Wenn wir über Ernährungssicherheit im Zusammenhang 

mit indigenen Völkern und besonders Frauen sprechen, ist es 

wichtig zu erkennen, wie sehr alles miteinander verknüpft ist. 

Die Frage der Ernährungssicherheit muss immer im umfas-

senden, nicht nur materiellen, sondern auch kulturellen Sinn 

verstanden werden und kann nicht losgelöst von Fragen recht-

licher Anerkennung betrachtet werden. Ernährungssicherheit 

ist immer auch eine Frage der Ernährungssouveränität.
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Theo Rathgeber

interview mit Theo Rathgeber 

ILO-Konvention 169 – ein 
Paradigmenwechsel 

Wer sich für die Menschen-

rechte indigener Völker in-

teressiert, kommt an Theo 

Rathgeber kaum vorbei: Der Politik- 

und Rechtswissenschaftler gehört 

zum Vorstand des Instituts für inter-

kulturelle Kompetenz und Didaktik 

und ist Mitglied des Adivasi-Netz-

werks. Wir sprachen mit Rathgeber 

über die aktuellen menschenrechtli-

chen Entwicklungen indigener Völker.

Das von den Vereinten Nationen 

ausgerufene zweite Jahrzehnt der 

indigenen Völker geht 2014 zu Ende. 

Welches Fazit können wir heute in 

Bezug auf die menschenrechtliche Si-

tuation und im Vergleich zum ersten 

Jahrzehnt ziehen?

In Bezug auf die Entwicklung norma-

tiver Standards kann das zweite Jahr-

zehnt als erfolgreich bewertet werden. 

Insbesondere die Verabschiedung der 

UN-Erklärung zu den Rechten indigener 

Völker 2007 hat im Vergleich zur ILO-

Konvention 169 nochmals eine deutliche 

Verbesserung mit sich gebracht.

An erster Stelle zu nennen ist der Auf-

trag an die Staaten, jegliche Unterneh-

mungen auf indigenen Territorien dem 

Verfahren des free, prior and informed 

consent zu unterziehen. Nachdem die 

damaligen Nein-Sager zur UN-Erklä-

rung ihre Gegenstimme zurückgenom-

men haben, besteht die Chance, durch 

möglichst viele konkrete Beispiele Völ-

kergewohnheitsrecht zu schaffen. 

Ein zweiter positiver Aspekt der Stan-

dardverbesserung ist die Öffnung ins-

besondere afrikanischer Staaten gegen-

über der Einsicht, dass indigene Völker 

auf ihren Territorien leben.

Ein dritter positiver Aspekt betrifft 

die Einbeziehung indigener Reprä-

sentanten in fast alle internationalen, 

themenrelevanten Konferenzen und 

umgekehrt ein darauf gerichteter Selb-

storganisationsprozess. Hierbei dürften 

die Völker in Asien den größten Sprung 

bewerkstelligt haben.

Bei so viel Licht fehlt nicht der Schat-

ten. An der Grundkonstellation der 

Konflikte, die teilweise das Überleben 

einiger indigener Gemeinschaften be-

drohen, hat sich wenig geändert. Durch 

den verstärkten Zugriff auf letzte Res-

sourcen in entfernten Regionen haben 

sich die Konflikte eher polarisiert, und 

die besseren Rechtsstandards helfen da-

bei nur bedingt.

Sie erwähnten das Übereinkommen 

169 der Internationalen Arbeitsorga-

nisation. Worum handelt es sich da-

bei?

Die ILO-Konvention 169 zu den Rech-

ten indigener Völker aus dem Jahr 

1989 ist ein völkerrechtlich bindendes 

Übereinkommen für alle ratifizierenden 

Staaten. Zurzeit haben diesen Schritt 22 

Staaten vollzogen, in der Mehrheit aus 

Süd- und Mittelamerika. Die Konvention 

169 läutete einen Paradigmenwechsel 

ein, indem sie indigenen Völkern einen 

Anspruch auf ihre eigene Lebensfüh-

rung zugestand. Zuvor waren ähnliche 

Standards auf die Eingliederung solcher 

Völker ausgerichtet gewesen.

Am 25. Juli hat der interamerikani-

sche Gerichtshof für Menschenrechte 

dem indigenen Volk der Kichwa in 

der Gemeinde Sarayaku Recht gege-

ben: Die Gemeinde klagte gegen Erd-

ölbohrungen auf ihrem Gebiet, die 

ohne ihre Zustimmung durchgeführt 

wurden. Das Urteil verwies explizit 

auf die ILO-Konvention 169. Wie beur-

teilen Sie die Wirkung dieses Prozes-

ses, auch in Bezug auf die weltweite 

Akzeptanz der Konvention?

Es ist immer nützlich, wenn eine su-

pranationale Gerichtsinstanz ein Urteil 

zugunsten der Opfer staatlicher Gewalt 

fällt. Jede halbwegs demokratische Re-

gierung wird versuchen, einen solchen 

Richterspruch zu vermeiden, um den 

Imageschaden klein zu halten. Damit 

ist aber nicht garantiert, dass solche 

Regierungen im Einzelfall die Urteile 

rechtstreu umsetzen. Derartige Urteile 

haben immer dann eine konkrete Wir-

kung, wenn internationale Kampagnen 

den Rechtsstreit begleitet und politi-

schen Druck aufgebaut haben.

Das Interview führte Richard Klasen von FIAN 
Deutschland
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Der Fluss Damodar im Karanpura Tal.Theo Rathgeber

Die indigene Bevölkerung dieser Region, die Adivasi, bauen 

Reis, Weizen, Senf und Linsen an und verdienen etwas Geld 

mit Forstprodukten und als SaisonarbeiterInnen. 

Über 1000 km2 ihres Landes wurden nach neuen Plänen 

für mehr als 20 Minenprojekte konzessioniert. Kusum Tola ist 

nur eines von vielen Dörfern, welches von diesen Tagebauen 

bedroht wird. CCL betreibt hier seit über 30 Jahren Bergbau. 

Die Purnadih Zeche, die Kusum Tola und umliegende Dörfer 

bedroht, wurde offiziell am 21. August 2009 eröffnet. Die Be-

wohnerInnen der Dörfer Dembua und Baseriya wurden schon 

vertrieben und auch Kusum Tola ist weiterhin direkt bedroht. 

In Kusum Tola spürt man die Auswirkungen der im Umkreis 

stattfindenden Sprengungen. Der Tagebau gefährdet nicht nur 

die Bedeutung des Karanpura Tales als eines der ergiebigsten 

Reis- und Gemüseanbaugebiete Indiens. Diese Region ist auch 

für Umwelt und Kultur von großer Bedeutung. 

Die indigene Bevölkerung besitzt ein reiches 
Kulturerbe und hat kunsthandwerkliche 

Traditionen beibehalten. 

FIAN wurde in diesem Fall schon mehrmals aktiv. Während 

der verlängerten Dauer der Kusum Tola Petition, die Ende 2011 

startete, wurden 1263 Unterschriften gesammelt und den zu-

ständigen indischen Behörden vorgelegt. In Reaktion auf In-

terventionen von FIAN hat das Büro des indischen Premier-

ministers im Oktober 2011 eine Untersuchung der Effekte der 

Sprengungen veranlasst. Das war ein kurzer Anlass zu Hoff-

nung.

KUSUM TOLA: Neue Entwicklungen

Ein Dorf am Abgrund

Am 16. November 2011 wurde von der Magistratsbehörde 

eine Verfügung vorgelegt, die auch die Interventionen von 

FIAN hervorhebt und klare Forderungen anstellt: Die nahen 

Sprengungen müssen eingeschränkt werden und die weite-

ren Minenaktivitäten dürfen erst nach einer freiwilligen Um-

siedlung aller DorfbewohnerInnen und nur mit ausreichend 

Abstand zu den Wasserquellen und den landwirtschaftlichen 

Flächen des Dorfes durchgeführt werden. Das Unternehmen 

hat sich nicht an diese Forderungen gehalten.

Die Bergbauaktivitäten nähern sich 
Nun weiter den Nachbardörfern an. 

Durch die vorrückenden Sprengungen sind die Menschen 

von Kusum Tola unmittelbar von Vertreibung bedroht. Im Juni 

2012 wurde von einem lokalen FIAN Mitglied eine Public Inte-

rest Litigation am Höchstgericht von Jharkhand beantragt, mit 

der Forderung die Bergbauaktivitäten innerhalb eines 3km Ra-

dius um das Dorf Kusum Tola zu stoppen, die Kohle-Reservoirs 

aus den Wohngebieten zu entfernen und den Opfern Entschä-

digungen zu zahlen. Die erste Anhörung zu diesem Fall fand 

am 10.Juli 2012 statt. Weitere Anhörungen werden folgen. 

Im August 2012 wurde ein lokales FIAN-Mitglied von der Po-

lizei verhaftet. Glücklicherweise konnte er Anfang Oktober auf 

Kaution wieder frei kommen. Die DorfbewohnerInnen werden 

in steigendem Maß eingeschüchtert.

Brigitte Reisenberger, Mitarbeiterin FIAN Österreich

Die Situation im Dorf Kusum Tola hat sich nicht entspannt. Im Zuge der Realisierung von Kohletagebau am Oberlauf 

des Damodar sind weiterhin ca. 1.000 Indigene vom Verlust ihres Dorfes, ihres Ackerlands und ihres Waldes be-

droht. Die fortschreitenden Operationen des staatlichen indischen Bergbauunternehmens Central Coalfields Limited 

(CCL) stellen eine unmittelbare Bedrohung für ihr Überleben dar. 
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Die neue, unter dem links gerich-

teten Präsidenten Rafael Correa 

im Jahr 2008 verabschiede-

te Verfassung Ecuadors stärkt die 

Rechte der indigenen Bevölkerung in 

mehreren Absätzen. Artikel 66 Abs.2 

beispielsweise garantiert indigenen 

Gemeinschaften das Recht auf ein 

würdiges Leben, Gesundheit, Ernäh-

rung, Trinkwasser, sicheren Wohn-

raum, ein gesundes Umfeld, Bildung, 

Arbeit, Beschäftigung, Erholung, 

Freizeit, physische Kultur, Kleidung, 

soziale Sicherheit und andere not-

wendige soziale Dienste. Auch Art. 

57 der Verfassung stärkt die Rechte 

der indigenen Gemeinschaften und si-

chert ihnen auf ideeller Ebene unter 

anderem die Wahrung ihrer Identität 

und Kultur sowie auf kulturell-mate-

rieller Ebene die Unveräußerlichkeit, 

Unteilbarkeit und Unpfändbarkeit ih-

rer ureigenen Ländereien zu.

In der Praxis sind diese Prinzipien 

jedoch noch lange nicht umgesetzt. 

Staatliche Maßnahmen sind bisher 

nicht durchgehend kohärent zwischen 

Anspruch und Wirklichkeit. Ein Beispiel 

für den unzureichenden Schutz der 

Rechte der indigenen Völker in Ecua-

dor ist der La Toglla-Fall, der von FIAN 

Ecuador betreut und unter anderem 

von FIAN Deutschland begleitet wird. 

Die La Toglla vom Volk der Kitu Kara im 

Norden der Hauptstadt Quito sind seit 

Jahren Opfer von Aggressionen, denn 

ihr Gemeinschaftsland ist Gegenstand 

unrechtmäßiger Immobilienverkäufe.

Die 700 Einwohner zählende Gemein-

de (comunidad) von La Toglla verfügt 

über 551 Hektar gemeinschaftliches 

Land. Der gemeinschaftliche Charakter 

des Landes wurde 1839 vom Bürgermeis-

ter von Quito anerkannt und 1923 teilte 

der damalige Bezirksbürgermeister von 

Quito in Abstimmung mit der Gemein-

de 276 Familien diese Böden gemäß der 

damaligen gültigen politischen Verfas-

sung zu. 1938 ließ La Toglla die Stellung 

als comunidad beglaubigen, woraufhin 

die Gemeinschaft schließlich im Jahre 

2005 vom Consejo de Desarrollo de las 

Nacionalidades y Pueblos del Ecuador 

(dem ecuadorianischen Entwicklungsrat 

der Nationalitäten und Völker) – CODEN-

PE - registriert worden ist.

Trotz der rechtlichen Anerkennung 

des Gemeinschaftslandes zu Gunsten 

der Gemeinde sind Eigentumsschrif-

ten aufgetaucht, die bestätigen, dass 

Grundstücke innerhalb des Eigentums 

der La Toglla angeblich gebietsfremden 

Dritten gehören. Dies steht im klaren 

Widerspruch zu den Richtlinien der 

ecuadorianischen Gesetze, die den Ver-

kauf des ursprünglichen Landbesitzes 

verbieten. Die zugehörigen Grundbuch-

eintragungen wurden von der Stadtver-

waltung Quitos genehmigt. Diese amt-

liche Unregelmäßigkeit ist eine klare 

Nichterfüllung der ecuadorianischen 

Gesetze.

Die Gemeinschaft berichtet, dass seit 

2003 uniformierte Kräfte der nationalen 

und städtischen Polizei im Auftrag ei-

ner mächtigen, an Urbanisierungspro-

jekten beteiligten Familie systematisch 

und gewaltsam das Gemeinschafts-

gebiet überfallen haben und dabei 

Mitglieder der Gemeinde verletzt und 

ECUADOR 

Papier ist geduldig
verhaftet wurden. Die Drohungen, das 

unberechtigte Eindringen in das Ge-

biet und die Übergriffe verletzen die in 

der ecuadorianischen Verfassung ver-

ankerten kollektiven Rechte. Die stän-

digen Auseinandersetzungen und die 

willkürlichen Verhaftungen durch die 

Polizei beeinträchtigen außerdem die 

landwirtschaftlichen Aktivitäten der 

Comunidad und gefährden damit ihr 

Recht auf Nahrung.

Der La Toglla-Fall ist von FIAN zusam-

men mit den Betroffenen unter anderem 

an den Ausschuss für Wirtschaftliche, 

Soziale und Kulturelle Menschenrechte 

der Vereinten Nationen in Genf heran-

getragen worden; auch eine Special In-

tervention des FIAN-Generalsekretärs 

wurde bereits an den ecuadorianischen 

Präsidenten und weitere Behördenver-

treter übermittelt. 

ZUM WEITERLESEN... 

Das Recht auf Nahrung indi-

gener Gemeinschaften in Latein-

amerika - Der Kampf der Saw-

hoyamaxa in Paraguay und der 

Guarani-Kaiowá in Brasilien um 

ihre Rechte 

Jänner. 2012; 36 Seiten

Bestellung: office@fian.at

Quellen:
Ecuadorianische Verfassung 2008
FIAN: El Derecho a la Alimentación en el Ecuador. 
Informe 2010.
FIAN: Ficha de Caso – La Toglla (Nov 2011)
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Enith Flores, FIAN Ecuador

FIAN Ecuador bildete sich im September 2006 aus ei-

nem Netzwerk von ehrenamtlichen Mitgliedern, die 

sich landesweit für die Verwirklichung des Rechts auf 

Nahrung einsetzten. Damals und heute unterstützen sie 

die Kämpfe jener Gemeinschaften, Gruppen und sozialen 

Organisationen, die in Ecuador mit der Verletzung dieses 

Rechts konfrontiert sind.

Ecuador hat die internationalen Übereinkommen zum Recht 

auf Nahrung ratifiziert, seit 2008 ist dieses Recht in der Ver-

fassung des Landes verankert. FIAN Ecuador kontrolliert und 

überwacht die Umsetzung dieses Rechts, entweder durch Ein-

wirken auf die Politik oder durch direkte Aktionen zugunsten 

der betroffenen Organisationen.

Programm der Vollstreckbarkeit und Überwachung

Mit dem Programm „Las Mingas por el Derecho a alimentar-

se“ fördert FIAN Ecuador die Diskussion und Entwicklung von 

Vorschlägen für Maßnahmen rund um das Thema Nahrung 

in Ecuador. Momentan erstellt FIAN Ecuador einen UN-Paral-

lelbericht zum Stand der wirtschaftlichen sozialen und kultu-

rellen Rechte in Ecuador. Darin analysiert die Landessektion 

unter anderem geschlechterspezifische Ungleichheit bei der 

Erfüllung des Rechts auf Nahrung.

Ecuador erlebt zurzeit eine Periode der strukturellen Um-

wälzungen: So plant das Land ein neues Entwicklungsmodell, 

das auf die willkürliche Ausbeutung der natürlichen Ressour-

cen und somit einer Verletzung des Rechts auf Nahrung vieler 

Bevölkerungsteile hinausläuft. Daher ist weiterhin Wachsam-

keit gegenüber den derzeit von der Regierung eingeführten 

Richtlinien erforderlich. Diese müssen den allgemeinen Be-

dürfnissen und Forderungen der Bevölkerung entsprechen. So 

hat die Verteidigung des Zugangs zu Wasser absolute Priorität. 

Weitere Gesetzesvorschläge tangieren die Ernährungssouve-

ränität, zum Beispiel das Gesetz über Boden, Wasser, Bergbau 

und Artenvielfalt.

Begleitung von Verletzungen des Rechts auf Nahrung

Der Druck und die Kritik gegen die Verwirklichung von 

Megaprojekten, die große Teile der natürlichen Ressourcen 

bedrohen, wachsen in Ecuador. Gleichzeitig nimmt die Ver-

folgung und Kriminalisierung von Führungspersönlichkeiten 

aus Zivilgesellschaft und Indigenenbewegung zu. Deshalb ist 

es unerlässlich, die Kämpfe der verschiedenen Organisationen 

aus Zivilgesellschaft, Indigenenbewegung und der Menschen-

rechtsarbeit zu begleiten. 

Der Fall La Toglla 
La Toglla, Heimat der indigenen Gemeinschaft der Kitu Kara, 
liegt am Llaló, einem Hügel in der Pfarrerei Guangopolo im 
Kreis Quito der Provinz Pichincha. Seit Jahren kämpft diese 
Gemeinschaft um ihr angestammtes Land. Es wird bedroht 
durch die Interessen von Immobilienfirmen, die von öffentli-
chen Amtsträgern gefördert werden (siehe S.6). 

Der Fall Kimsacocha
Ein groß angelegtes Bergbauprojekt bedroht das 30 Kilometer 
südlich der Stadt Cuenca im Hochland gelegene Kimsacocha. 
Transnationale Unternehmen, die alle Ressourcen der Region 
ausbeuten möchten, erhielten die Schürfrechte. Zivilgesell-
schaftlich engagierte Bevölkerungsteile, die die „Pachamama“, 
also die Mutter Erde, und ihren Zugang zu Wasser verteidi-
gen, werden verfolgt. Einige ihrer Führer werden sogar des 
Terrorismus, der Volksaufhetzung und der Sabotage bezich-
tigt. Kürzlich wurden drei Mitglieder der Organisation zu acht 
Tagen Gefängnis verurteilt, weil sie den Zugang zu Wasser 
auf ihrem Gebiet verteidigten. In den kommenden Tagen 
erwartet man die Vollstreckung des Urteils.
 
Der Fall der Unión Tierra y Vida
In Ecuador kämpfen viele Bauernfamilien um die rechtliche 
Anerkennung ihrer Ländereien. Dafür haben sie sich in der 
Organisation Unión Tierra y Vida (Union Land und Leben) zu-
sammengetan. In den letzten zwei Jahren kam es zu systema-
tischen Einschüchterungen und Bedrohungen dieser Gruppe, 
fünf Landwirte kamen ums Leben. Gegen diese kriminellen 
Handlungen ging FIAN mit weiteren nationalen und interna-
tionalen Organisationen vor. Gemeinsam erinnerte man den 
ecuadorianischen Staat an seine Pflicht, menschenrechtliche 
Arbeit gewährleisten zu müssen. Ecuador hat schließlich die 
UN-Erklärung zum Schutz von Menschenrechtsverteidigern 
im Jahr 1998 angenommen.

Gut vernetzt gegen den Hunger
FIAN Ecuador:  FOODFIRST // Vor ort //  7   



Die Region des Bajo Aguán in 

Honduras ist Schauplatz bluti-

ger Auseinandersetzungen um 

das fruchtbare Land. Während Bau-

ernorganisationen mit Landbeset-

zungen und Gerichtsverfahren um ihr 

Recht kämpfen, setzen Regierung und 

einflussreiche Großgrundbesitzer auf 

Repression – und schrecken auch vor 

Mord nicht zurück.

Tegucigalpa, 22. September 2012: An-

tonio Trejo hat gerade eine Hochzeit 

zelebriert, als er einen Anruf erhält. Er 

verlässt mit dem Handy die Kirche und 

geht ein paar Schritte um die nächste 

Straßenecke. Dort erwarten ihn meh-

rere Leute und erschießen ihn. Was an 

jenem Samstagabend in der hondu-

ranischen Hauptstadt in der Nähe des 

Flughafens geschieht, sorgt weltweit für 

Aufregung. 

Zum Mord an Antonio Trejo äußern 

sich in den Folgetagen nicht nur Men-

schenrechtsorganisationen und andere 

zivilgesellschaftliche Organisationen im 

Land. Auch die UN-Hochkommissarin 

für Menschenrechte, drei UN-Sonder-

berichterstatter, die Interamerikanische 

Menschenrechtskommission, das US-

Außenministerium und die Europäi-

sche Union verurteilen den offensicht-

lich minutiös geplanten Mord an dem 

Rechtsanwalt, der im Nebenberuf als 

Pastor arbeitete. Bekannt geworden war 

er vor allem durch sein Engagement 

für die Landrechte im Bajo Aguán, einer 

fruchtbaren Tiefebene an der hondura-

nischen Karibikküste.

Antonio Trejo war ein Bauernsohn, 

der Jura studiert hatte. Als ich ihn bei 

einer menschenrechtlichen Untersu-

chungsmission im Februar 2011 in der 

Bezirkshauptstadt Tocoa kennenlernte, 

stellten ihn andere Genossenschafts-

mitglieder mit der Bemerkung vor: „Der 

ist einer von uns, er verteidigt die Land-

rechte, die wir alle, auch seine Familie, 

durch die Machenschaften der Palmöl-

barone im Bajo Aguán verloren haben.“ 

Sein Erfolg wurde ihm möglicherweise 

zum Verhängnis: Nach einem 18-jähri-

gen Gerichtsprozess durch alle Instan-

zen hatte er ein nicht mehr anfechtbares 

Urteil erwirkt, das für drei der Genos-

senschaften die Wiederherstellung ihrer 

Landrechte bedeutete. 

So kam es zu jenem denkwürdigen 

29. Juni 2012, an dem erstmals nicht die 

Polizei gemeinsam mit den privaten Si-

cherheitskräften die Bäuerinnen und 

Bauern vertrieben, sondern die Polizei 

die Sicherheitskräfte der Großgrundbe-

sitzerInnen vertrieb. Fast punktgenau 

zum dritten Jahrestag des Putsches ge-

gen den Präsidenten Mel Zelaya entstand 

aus der Hoffnung eine 1.770 Hektar 

große Wirklichkeit: Hunderte Bauern-

familien wurden ins Recht und wieder 

auf ihr Land gesetzt. Aber der Traum 

währte keine zwei Wochen. Die Rechts-

anwälte der Palmölbarone erwirkten in 

einem anderen Rechtsbezirk des Landes 

und mitten in den Justizferien eine Ent-

scheidung, die das nicht mehr anfecht-

bare Urteil für ungültig erklärte. Das 

eindeutig widerrechtliche Dokument 

ermöglicht die erneute Vertreibung der 

Gemeinden. 

Immerhin weigerte sich die Polizei 

zunächst den Vertreibungsbefehl um-

zusetzen. Die Bauernorganisationen des 

Bajo Aguán beschlossen, vor dem Obers-

ten Gerichtshof in Tegucigalpa zu protes-

tieren und mit dem Vorsitzenden Rich-

ter einen Dialog zu führen. Doch es kam 

nicht zum Gespräch. Die Demo wurde 

mit Schlagstöcken und Tränengas auf-

gelöst, mehrere SprecherInnen wurden 

verhaftet, darunter auch Antonio Trejo, 

Die Machenschaften der 
Palmölbarone
Seit dem Putsch 2009 hat die Gewalt gegen Bauern, BäuerInnen und 
Menschenrechtsaktivist_Innen in Honduras deutlich zugenommen

Der Mord an 
Antonio Trejo
Antonio Trejo hatte in den Monaten vor sei-
ner Ermordung am 21. September immer 
wieder Drohungen erhalten. Am 11 Juli 2012 
schrieb er im Blog von FIAN Honduras: 
„In Honduras ist die Gerechtigkeit so viel 
wert wie ein Telefonanruf von Miguel Fa-
cussé und René Morales (zwei mächtige 
Großgrundbesitzer in Honduras; Anm. 
der Redaktion). So einfach kann die Ent-
scheidung eines jeden Richters geändert 
werden. Es gibt keine Gerechtigkeit für die 
Armen. Dafür gibt es Feindseligkeiten und 
Drohungen. Auch mir haben sie gedroht, 
mich zu töten und strafrechtlich gegen 
mich vorzugehen, weil ich die campesinos 
verteidige. In ganz Honduras weiß man, 
wer verantwortlich ist für die Morde an 
den Bauern im Aguán-Tal, es ist eine in 
der Gesellschaft als ehrenwert angesehene 
Person.“
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und der „unerlaubten Demonstration“ 

angeklagt. Die erste Anhörung für die-

sen offenkundigen Kriminalisierungs-

versuch war am 21. September. Einen Tag 

später war Antonio Trejo tot. Nach dem 

Mord wurden die Anschuldigungen fal-

lengelassen. 

Beispiellose Gewalt gegen BäuerIn-

nen und MenschenrechtsanwältIn-

nen

Der Mord an Antonio Trejo ist Teil einer 

Gewalt- und Repressionsserie vor allem 

gegen Bauernorganisationen und Men-

schenrechtsverteidigerInnen, die nach 

dem Putsch das ganze Land erfasste. 

Der kürzlich veröffentlichte Bericht der 

alternativen Wahrheitskommission be-

schreibt auf über 300 Seiten den Kontext 

der Repression der vergangenen drei 

Jahre. Antonio Trejo hatte im Februar 

2012 der UN Sonderberichterstatterin für 

Menschenrechtsverteidiger, Margaret 

Sekaggya, persönlich über die Situation 

im Bajo Aguán Auskunft gegeben. 

Internationale Menschenrechtsorga-

nisationen haben darauf hingewiesen, 

dass es in ganz Mittelamerika in den 

letzten 15 Jahren keine vergleichba-

re Repression in einem Landkonflikt 

gegeben habe: Allein zwischen Sep-

tember 2009 und Oktober 2012 sind 54 

organisierte Bäuerinnen und Bauern 

sowie MenschenrechtsverteidigerInnen 

im Rahmen dieses Konfliktes ermordet 

worden. Darüber hinaus wurden ein 

Journalist, der über diesen Fall berich-

tete, und seine Partnerin erschossen. 

Ein Bauer ist seit Mai 2011 verschwun-

den, nachdem er von Sicherheitskräften 

des Großgrundbesitzers Miguel Facussé 

verschleppt wurde. 

Die Sonderstaatsanwaltschaft für 

Menschenrechte hat auf Nachfrage be-

stätigt, dass es in keinem einzigen Fall 

nennenswerte Fortschritte bei den Er-

mittlungen gibt. Es regieren die Straf-

freiheit und damit der Anreiz, die Ge-

walttaten fortzusetzen. Ein Tag nach 

dem Anschlag auf Antonio Trejo wurde 

einer der engagiertesten Sonderstaats-

anwälte für Menschenrechte vor dem 

Gebäude der Staatsanwaltschaft er-

schossen. Im Oktober informierte der 

Polizeiminister Rafael Alegría von der 

internationalen Bauernbewegung La 

Vía Campesina darüber, dass ein Atten-

tatsplan gegen ihn vorläge. 

Die wichtige Rolle der menschen-

rechtlichen Solidarität 

Substanzielle Verbesserungen der 

Menschenrechtslage im Land und ins-

besondere im Bajo Aguán sind derzeit 

nicht erkennbar. Eine internationale An-

hörung zur Lage der Menschenrechte 

im Bajo Aguán, die Menschenrechtsor-

ganisationen und zivilgesellschaftliche 

Netzwerke in der Bezirkshauptstadt To-

coa Ende Mai veranstalteten (Video un-

ter www.fian.at/videotocoa), ließ die 

verzweifelte Lage der bäuerlichen Ge-

meinden sichtbar werden. Familienan-

gehörige der Ermordeten und Opfer von 

Menschenrechtsverletzungen brachten 

die dramatische Lage vor Ort zum Aus-

druck. Allerdings auch ihre Entschie-

denheit, weiter für ihre Rechte auf Nah-

rung, Land und Zukunft zu kämpfen. 

Der Fall Antonio Trejo steht nicht zu-

letzt für die Frage nach der Rolle der 

internationalen Staatengemeinschaft. 

Aus der Sicht der Betroffenen ist sie 

im Blick auf Honduras und speziell den 

Konflikt im Bajo Aguán viel zu schweig-

sam gewesen. Die interamerikanische 

Menschenrechtskommission hat sich 

als einzige zwischenstaatliche Institu-

tion intensiv und kontinuierlich mit der 

Lage des Bajo Aguán befasst und immer 

wieder deutlich Stellung genommen. 

Bedeuten die vielen klaren Worte nach 

dem Mord an Antonio Trejo ein Um-

denken? Wird sich etwa die Vertretung 

der Europäischen Union vor Ort mehr 

engagieren in Menschenrechtsfragen 

und die bisherige kaum hörbare und 

beschwichtigende Position aufgeben? 

Es ist zu hoffen. Antonio Trejo jedenfalls 

hat immer wieder die wichtige Rolle der 

internationalen menschenrechtlichen 

Solidarität hervorgehoben, gerade für 

Gemeinschaften wie im Bajo Aguán, die 

um ihre Ernährungsgrundlagen kämp-

fen und sich gegen Unterdrückung weh-

ren.

Martin Wolpold-Bosien arbeitet seit 1993 für FIAN 
International zu Zentralamerika. 

Der Beitrag erschien zuerst im Südlink 162 vom 
Dezember 2012 (www.suedlink.de)

Der lange Streit um 
Land im Aguán-Tal

Der Fall Antonio Trejo steht für mehrere Phäno-
mene des heutigen Honduras: zunächst für den 
großen Konflikt um die massive Konzentration 
von Land durch wenige Großunternehmerund 
die Ausweitung der Palmölplantagen im Tal 
des Bajo Aguán. Dort kämpfen mehr als 3.500 
Bauernfamilien um ihre Ernährungsgrund-
lage.Zum einen geht es um die Umwidmung 
eines ehemaligen Militärgeländes in Agrarre-
formland, andererseits um ehemaliges Agrar-
reformland, das sich drei Palmölbarone in den 
90er Jahren angeeignet haben. Insgesamt geht 
es um über 17.000 Hektar fruchtbaren Landes 
an der honduranischen Karibikküste.
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Chikweti-Falls im Besonderen. Fordern Sie weiterhin einen Stopp 

der Verletzungen der Landrechte und des Menschenrechts auf 

Nahrung sowie eine Regulierung der GSFF-Aktivitäten. Fordern 

Sie auch Kontrollsysteme für Konzernaktivitäten und Ansprech-

möglichkeiten für betroffene Kommunen und einheimische Men-

schenrechtlerInnen.

Bitte informieren Sie uns, wenn Sie eine Antwort auf Ihren Brief 

erhalten.

Ende der Aktion: 31. Jänner 2013

Übersetzung des Musterbriefs

Sehr geehrter Carl Bildt,

hiermit möchte ich meine Besorgnis über die Situation der bäuerlichen Gemein-
den in der Provinz Niassa in Mosambik zum Ausdruck bringen. Nach Aussagen 
von Gemeindemitgliedern besteht für die einheimische Bevölkerung durch den 
Anbau von Baumplantagen die Gefahr von Ernährungsunsicherheit.
Seit 2005 haben große Forstbetriebe in Niassa Baumplantagen mit schnell 
wachsenden Baumarten angepflanzt. Eine dieser Firmen ist Chikweti Forests aus 
Niassa – in den Bezirken Lago, Lichinga und Sanga beantragte das Unternehmen 
45.000 Hektar Land. Gemeinden berichten, dass sie durch diesen Beschluss den 
Zugang zu Ackerland und heimischen Wäldern verloren haben. Die Plantagen 
bringen auch das Risiko mangelhaften Wassers mit sich und verschmutzen wahr-
scheinlich in Zukunft das Wasser. Auch andere Umweltschäden werden nicht 
ausgeschlossen.
Die Einführung der großindustriellen Baumplantagen schränkt das Recht der 
bäuerlichen Gemeinden auf angemessene Ernährung und Wasser ein. Durch den 
Entwicklungsträger Sida hat Schweden die Gründung der Plantagen gefördert 
und finanziert. Chikweti Forests ist außerdem eine Tochterfirma der in Schweden 
ansässigen Global Solidarity Forest Fund (GSFF). In Form der Diözese von Västerås 
ist Schweden auch die Heimat eines Investors des GSFF. In einer Untersuchung 
aus dem Jahr 2010 bestätigt die Regierung von Mosambik die Beschwerden der 
betroffenen Gemeinden – genauso wie ein für Sida angefertigter Bericht aus dem 
Jahr 2008. Trotzdem sind bis heute keine ausreichenden und wirkungsvollen 
Maßnahmen ergriffen worden.
Der Staat Schweden gehört zu den Unterzeichnern des Internationalen Abkom-
mens für wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte. Dadurch ist er an die 
Pflicht gebunden, Menschenrechte zu respektieren, zu fördern und zu garantie-
ren. Das gilt insbesondere für das Recht auf Nahrung und Wasser. Diese Verpflich-
tung beinhaltet auch außerstaatliche Aufgaben. Demnach müssen Maßnahmen 
ergriffen werden, um die Menschenrechte in anderen Ländern zu respektieren 
und zu schützen. Die Regierung Schwedens hat sich nicht an die Verpflichtungen 
gehalten, die die internationalen Menschenrechte mit sich bringen. Weil sie die 
Baumplantagen in Mosambik gefördert und finanziert hat und keine ausreichen-
den und wirkungsvollen Maßnahmen zur Regulierung des GSFF ergreift ist die 
schwedische Regierung ihren internationalen, menschenrechtlichen Verpflichtun-
gen nicht nachgekommen.
Ich möchte Sie bitten, dass Sie:
- überprüfen, ob die schwedische ODA, insbesondere das Chikweti-Projekt, in 
Mosambik durch ihre Forstpolitik die Menschenrechte verletzt.
- wirkungsvolle Maßnahmen einführen, um die Verletzung von Landrechten zu 
beenden und das Recht auf Nahrung in Niassa zu garantieren
- GSFF anordnen, alle wichtigen Informationen über ihre Investitionen, insbe-
sondere des genauen Ausmaßes und der Lage der Landtitel (DUATs), die sie im 
Moment besitzen und beantragt haben, und ihre Einschätzung über die Einflüsse 
auf die Umwelt zu enthüllen; und kommende Erweiterungen nicht zu genehmi-
gen, solange die existierenden Probleme in Niassa nicht gelöst worden werden.
- Einrichtungen in ihren Botschaften einführen, um TNC-Aktivitäten ausfindig 
zu machen und Beschwerden einheimischer Menschenrechtler zu bearbeiten, 
insbesondere im Zusammenhang mit Verletzungen von Besitzansprüchen und 
Menschenrechten
Bitte informieren Sie mich über ihre geplanten Maßnahmen diesbezüglich.
Mit freundlichen Grüßen, 

In Mosambik verlieren Kleinbäuerinnen und Klein-

bauern durch den Anbau großflächiger Baumplanta-

gen den Zugang zu Land und Wasser. Die Finanziers 

sitzen unter anderem in Schweden. 

Niassa, eine Provinz im Norden des Landes, ist beson-

ders betroffen. Dort haben sich sechs Firmen ein Gebiet 

von 550.000 Hektar Land gesichert. Eine dieser Firmen ist 

Chikweti Forests of Niassa, eine Tochter des schwedischen 

Global Solidarity Forest Fund (GSFF). Chikweti begann 2005 

mit seinen Arbeiten und hat mittlerweile rund 45.000 Hek-

tar Land in den Distrikten Lago, Lichinga und Sanga aufge-

kauft. Davon wurden 13.000 Hektar bereits bepflanzt.

Die großflächige Plantagenwirtschaft in Niassa führt zu 

Verletzungen des Rechts auf Nahrung und des Rechts auf 

Wasser: So haben weite Teile der lokalen Bevölkerung den 

Zugang zu ihrem Land verloren. Des Weiteren wird der 

Baumanbau höchstwahrscheinlich zu Wasserknappheit 

und Wasserverschmutzung führen. Schließlich sind die 

Projekte auch aus Umweltaspekten kritisch zu bewerten: 

sie führen zur Zerstörung von Ökosystemen und der Ar-

tenvielfalt sowie zur Verschlechterung der Bodenqualität.

Die Aktion

Bitte senden Sie den Musterbrief an den schwedischen-

Minister für Auswärtige Angelegenheiten.  

Fordern Sie eine Untersuchung der menschenrechtlichen 

Auswirkungen der von der schwedischen Entwicklungs-

hilfe mitfinanzierten Forstpolitik im Allgemeinen und des 

Mosambik: 
Forstwirt-
schaft bedroht 
Menschen-
rechte 
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______________________________

______________________________

______________________________

Carl Bildt 

Minister for Foreign Affairs

Utrikesdepartementet

Gustav Adolfs torg 1

SE-103 39 Stockholm

Schweden

__________________________

Dear Carl Bildt, 

I am writing to you to express my concern about the situation of the peasant communities in Niassa province, Mozam-

bique. According to testimonies from community members in the districts of Lago, Lichinga and Sanga, the local popula-

tion faces food insecurity due to the establishment of tree plantations in the area.

Since 2005, several forestry companies have set up tree plantations of fast growing species in Niassa. One of these 

companies is Chikweti Forests of Niassa, which has applied for 45,000 hectares of land in the districts of Lago, Lichinga 

and Sanga, of which 13,000 have been planted. Communities in the region report that they have lost access to farmland, 

because tree plantations are set up on lands that they were using for food production. People also lost access to native 

forests, which have been cut down to make space for the plantations. The plantations also entail the risk of insufficient 

water availability and are likely to lead to contamination of water. They are further likely to have severe environmental 

impacts, which range from destruction of ecosystems to loss of biodiversity and impacts on soils. Since family agriculture 

is the main source of livelihood in the region, this severely impacts local people’s livelihoods and puts them at risk of 

food insecurity.

The restructuring of the local economy in the region due to the introduction of large scale tree plantations is thus having 

considerable impacts on the enjoyment of human rights by the local population.

Sweden has promoted and financed the establishment of tree plantations in Niassa through its development agency Sida. 

In addition, Chikweti Forests of Niassa is a subsidiary of the Sweden-based Global Solidarity Forest Fund (GSFF). Sweden 

is also the home state to an investor to the GSFF, namely the Diocese of Västerås. An investigation by the Mozambican 

government in 2010 as well as a report done for Sida in 2008 confirmed the complaints of affected communities. However, 

so far no adequate and effective measures have been taken.

Sweden is a State Party to the International Covenant on Economic, Social and Cultural Rights. The Swedish government is 

therefore obliged to respect, protect and fulfil human rights, in particular the right to food and to water. The human rights 

obligations of states include extraterritorial obligations (ETOs), according to which they have the duty to take measures to 

respect and protect the enjoyment of human rights in other countries. By promoting and financing the setting up of large-

scale tree plantations in Mozambique and by not taking sufficient and effective measures to regulate GSFF and ensure 

that investors do not nullify or impair the enjoyment of human rights, the government of Sweden has failed to abide to 

its obligations under international human rights law.

I would, therefore like to ask you to:

-    Conduct a human rights impact assessment of the forest policy promoted by the Swedish ODA in Mozambique, and 

of the Chikweti project in particular;

-    Adopt effective measures to ensure cessation of violations of land rights and the right to food in Niassa as well as 

effective remedies;

-    Regulate GSFF to disclose all relevant information about its investment, in particular the exact size and location of 

the land titles (DUATs) currently acquired and applied for, as well as the environmental impact assessments; and to freeze 

further expansion as long as existing conflicts in Niassa have not been resolved;

-    Introduce monitoring mechanisms in your embassies to track TNC activities and to receive complaints of local human 

rights defenders related to violation of legitimate tenure rights and human rights. This monitoring mechanism could be 

build upon the EU Guidelines on Human Rights Defenders.

Please keep me informed of the action you plan to take in this regard. 

Yours sincerely,

_____________________





Hunger auf dem 
Holzweg

Delegation berichtet in Österreich 

von Landraub in Mosambik

Drei ProjektpartnerInnen - Eugnélio 

Pedro Buquine, UNAC, nationaler Ver-

band mosambikanischer Subsistenz- 

und KleinbäuerInnen, Rita João Rezu-

ane, UCA, kleinbäuerlicher Verband in 

Lichinga und Julio dos Santos Pêssigo, 

UPCN, kleinbäuerlicher Verband der 

Provinz Niassa - berichteten Anfang Ok-

tober in Wien über Landraub durch das 

Chikweti Projekt in Niassa.

Bei einem Termin mit der Austrian 

Development Agency setzten sie sich für 

den Respekt der Menschenrechte vor 

Ort ein und besprachen auch generell 

ländliche Entwicklung in Mosambik. Im 

Anschluss waren sie zu Gast im Parla-

ment bei einem Termin mit den entwick-

lungspolitischen Sprecherinnen der 

SPÖ und der Grünen – Petra Bayr und 

Judith Schwentner. Am nächsten Tag 

wurde der Besuch der Delegation auch 

im entwicklungspolitischen Unteraus-

schuss des Nationalrats diskutiert und 

ein Antrag gegen Land Grabbing ein-

stimmig behandelt.

Brigitte Reisenberger
Mitarbeiterin FIAN Österreich

Anlässlich der Präsentation des 

Right to Food and Nutrition 

Watch 2012 am 10. Oktober 2012 

war Claire Quenum von der togolesi-

schen Frauenrechtsorganisation Flo-

raison zu Gast in Wien.

Sie berichtete von Verletzungen der 

Rechte auf Nahrung, Bildung und 

Gesundheit der Frauen in Gnita, einem 

Dorf, das in der Phosphat-Bergbauregion 

von Togo liegt. Durch eine Phosphatmine 

wurden der Dorfgemeinschaft von 

Gnita seit 1980 über 1.800 Hektar 

Land geraubt. Die Frauen im Dorf 

leiden besonders unter den Folgen 

des Landraubs, denn sie sind für die 

tägliche Versorgung ihrer Familien 

zuständig. In den meist polygamen 

Familien erfahren die Frauen wenig 

Unterstützung durch ihre Ehemänner, 

sodass viele ihnen gezwungen sind, eine 

informelle Beschäftigung in Lomé unter 

ausbeuterischen Arbeitsbedingungen 

anzunehmen. Die Dorfgemeinschaft 

von Gnita hat keinen Zugang zu 

Einrichtungen für Familienplanung, 

sodass die Geburtenrate relativ hoch ist. 

Je größer die Familie (manche Frauen 

haben mehr als zehn Kinder), desto 

schwieriger ist es für die Frauen, sie 

zu versorgen, sodass sowohl Kinder- 

als auch Müttersterblichkeit hoch 

sind. Durch die fehlende medizinische 

Versorgung wird nicht nur das Recht 

auf Gesundheit der Frauen und Kinder 

verletzt, sondern auch ihr Recht auf 

Leben.

Vor ihrem Besuch in Wien hatte Claire 

Quenum für Floraison mit Unterstüt-

zung von FIAN International beim UN-

Komitee zur Konvention über die Ab-

schaffung jeglicher Diskriminierung 

von Frauen (CEDAW) in Genf eine Stel-

lungnahme zur Situation der Frauen in 

Gnita abgegeben. Das Komitee hat dar-

auf hin in seinen abschließenden Emp-

fehlungen die Regierung Togos aufge-

fordert, Frauen in ländlichen Regionen 

vor den Folgen des Phospat-Tagebaus zu 

schützen und sicherzustellen, dass für 

die Vergabe von Land an ausländische 

Unternehmen weder Menschen vertrie-

ben, noch die Nahrungssicherheit von 

Frauen und Mädchen gefährdet wird.

Gertrude Klaffenböck
Sektionskoordinatorin FIAN Österreich

UN-Komitee (CEDAW) nimmt die togolesische 
Regierung in die Pflicht

Claire Quenum zu Gast in Wien.
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Menschenrechtlicher 
Ansatz im Global 
Strategic Framework 
for Food Security and 
Nutrition (GSF)

FIAN begrüßt das Global Strategic 

Framework for Food Security and Nutri-

tion (GSF) als eine wichtige Errungen-

schaft für einen menschenrechtlichen 

Ansatz in der Welternährungssicherung. 

Das GSF bedeutet auf UN-Ebene einen 

wichtigen Schritt hin zu einem neuen 

Modell der Steuerung von Ernährungs- 

und Landwirtschaftsfragen. Es bekräf-

tigt die Verpflichtungen von Staaten das 

Recht auf Nahrung durch lokale, nati-

onale, regionale und globale Politiken 

zu verwirklichen - etwas worauf FIAN 

schon seit über 25 Jahren pocht. FIAN 

hat wie zahlreiche zivilgesellschaftliche 

Organisationen und soziale Bewegun-

gen aktiv an den Verhandlungen zum 

GSF mitgearbeitet. Während der 39. Sit-

zung des Committee on World Food Se-

curity (CFS) am 17.10. in Rom wurde das 

GSF adoptiert. 

ENtscheidungswende Überfällig
Right to Food and 
Nutrition Watch 2012

Der Großteil des weltweiten Hun-

gers ist menschengemacht. Das eng-

lischsprachige Jahrbuch widmet sich 

in seiner aktuellen Ausgabe der Frage 

„Wer kontrolliert die Welternährung?“ 

Während rein rechnerisch heute jeder 

Mensch 30 Prozent mehr Nahrung zur 

Verfügung hätte als noch vor 40 Jahren, 

leiden mehr als 820 Millionen Menschen 

weltweit an chronischem Hunger. Mit-

verursacher ist paradoxerweise die glo-

bale Lebensmittel- und Agrarindustrie. 

Um dieser Dauerkrise entgegenzuwir-

ken – so der Tenor des Berichtes – gilt 

es die Räume und Gestaltungsmöglich-

keiten auf globaler Ebene vonseiten der 

Zivilgesellschaft auszufüllen und sich 

dort für die Stärkung der lokalen Pro-

duzentInnen einzusetzen. Der Report 

analysiert auch den ausgedehnten Zu-

griff einer globalen Lebensmittelindus-

trie auf Ernährungssysteme von (Klein)

Kindern in vielen Ländern des Südens. 

Den 88-seitigen Bericht Right to Food 

and Nutrition Watch 2012 – auch Jahr-

buch zum Menschenrecht auf Nahrung 

genannt -  gibt es gegen eine Kosten-

beitrag von 10 Euro im Büro von FIAN 

Österreich.

Download des Berichts und Videomit-

schnitt der Präsentation am 10.10.2012 in 

Wien unter www.fian.at/rtfnwatch2012

„Der Ausschluss von wirtschaftlicher und politischer Entschei-
dungsmacht und der Verlust der Kontrolle über Nahrung und 
Ernährung sind zentrale Ursachen von Hunger.“

Martin Wolpold-Bosien von FIAN International, Mitautor des Right to Food 

and Nutrition Watch 2012, bei der Präsentation in Wien im Oktober 2012.

Der Bericht Right to Food and Nutrition Watch 2012 zeigt auf, dass es un-

möglich ist, die Ursachen des Hungers zu bekämpfen, ohne die bestehen-

den Machtverhältnisse und Entscheidungsmechanismen anzutasten. Die 

Zeit ist reif, um in der Ernährungspolitik den Menschenrechten Vorrang einzu-

räumen. In den letzten Monaten wurden wichtige Errungenschaften für einen 

menschenrechtlichen Ansatz in der Welternährungssicherung und die Rechte 

von KleinbäuerInnen erreicht.

Mit Recht Klein-
bäuerInnen schützen

Am 24. September 2012 hat der Men-

schenrechtsrat der Vereinten Nationen 

eine Arbeitsgruppe mit der Erarbei-

tung einer Erklärung für die Rechte 

von KleinbäuerInnen und anderen Men-

schen, die in ländlichen Regionen arbei-

ten beauftragt. Leider haben viele EU-

Länder - auch Österreich - und die USA 

gegen die Resolution gestimmt! 

Die Entscheidung für die Erarbeitung 

einer Erklärung ist ein Meilenstein für 

die Rechte dieser Gruppen, die verhält-

nismäßig stark von Verletzungen des 

Rechts auf Nahrung betroffen sind. Sie 

ist auch ein Erfolg für die internationale 

Kleinbauernorganisation La Via Cam-

pesina und FIAN, die seit 2002 für eine 

internationale Konvention für die Rechte 

dieser Bevölkerungsgruppe eintreten. 

Doch auf dem Weg dahin müssen noch 

viele Hürden überwunden werden. 

Die EU - und damit auch Österreich - 

muss ihre Position ändern und den wei-

teren Prozess konstruktiv unterstützen.

Gertrude Klaffenböck und
 Brigitte Reisenberger, FIAN Österreich
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FIAN beim Asia-
Europe People‘s 
Forum (AEPF9)
in Laos 16. - 19.10.2012

Über 1000 Personen von zivilgesellschaftlichen 

Organisationen, sozialen Bewegungen und NGOs aus 

Asien und Europa haben in Vientiane, Laos am 9. 

Asia‐Europe People’s Forum unter dem Titel “People’s 

Solidarity against Poverty and for Sustainable 

Development: Challenging Unjust and Unequal 

Development, Building States of Citizens for Citizens” 

teilgenommen. FIAN Österreich hat bei einigen 

Workshops zu Widerstand gegen Land Grabbing, den 

internationalen Auswirkungen der Europäischen 

Agrar- und Energiepolitik und der Europäischen 

Nyéléni Bewegung im Rahmen des Schwerpunkts 

„Ernährungssouveränität und nachhaltiges 

Management von Land und natürlichen Ressourcen“ 

mitgewirkt.

Konferenzdeklaration: www.fian.at/assets/aepf9  

FIANs Arbeitsweise ist geprägt von einer engen inter-

nationalen Zusammenarbeit, in der Entscheidungen 

gemeinsam getroffen werden. Ende Oktober trafen 

sich Delegierte aller weltweiten FIAN Sektionen und Ko-

ordinationen für die Internationale Ratsversammlung (IC). 

Fand diese mehrtägige Konferenz in den letzten Jahren in 

europäischen Ländern statt (2008 waren wir in Österreich 

GastgeberIn), wurde das IC heuer in der brasilianischen 

Hauptstadt Brasilia veranstaltet. Auch wir waren vor Ort, 

um unsere Sektion zu vertreten. 

Dieses Jahr standen zwei Schwerpunkte auf der Agenda: 

Zum einen die Evaluierung des internationalen  Strategieplans 

und zum anderen eine Diskussion über unsere Zukunftsvisi-

onen für FIAN. Ersteres brachte gute Ergebnisse: Wir sind auf 

dem richtigen Weg, um die Ziele, die wir uns gesteckt haben, 

auch zu erreichen. Unsere größte Herausforderung sind die 

finanziellen Mittel: Vielen Sektionen fehlt es an Geld, um alle 

Schwerpunkte des Strategieplans umsetzen zu können. 

Im zweiten großen Teil des IC diskutierten Arbeitsgruppen 

über die Zukunft von FIAN: Wie soll unsere Organisation in 

den nächsten Jahren aussehen? Wie werden wir  nachhaltig 

arbeiten können und das Recht auf Nahrung auf verschie-

densten Ebenen voranbringen? 

Eines der wichtigsten bisherigen Ergebnisse ist, dass wir 

unsere Rolle als ExpertInnenorganisation, die für das Recht 

auf Nahrung kämpft, stärken müssen. Aber gleichzeitig wurde 

auch immer wieder betont, wie wichtig unsere Mitglieder sind,  

die unsere Basis bilden.

Natürlich reichen einige Tage nicht aus, um über weitrei-

chende strategische Zukunftsfragen zu entscheiden. Daher 

werden die internationalen Arbeitsgruppen bestehen bleiben 

und bis zum IC 2014 konkrete Vorschläge für Veränderungen 

formulieren, durch die wir stärker und zielorientierter werden. 

In dieser Vier-Tages-Konferenz kamen FIANistas aus ver-

schiedensten Lebenswelten zusammen und haben gemein-

sam Entscheidungen für unsere Zukunft getroffen. Besonders 

schön zeigte sich die bunte FIAN Familie, wenn alle nach an-

strengenden und langen Tagen abends zusammensaßen, die 

einen Gitarre spielten, die anderen in ihrer Landessprache 

sangen oder traditionelle Tänze aus ihren Heimatländern vor-

führten.

Lukas Meus, Vorstandsmitglied FIAN Österreich, war für FIAN Öster-
reich als Delegierter bei der Ratsversammlung in Brasilia.

Oktober 2012: Internationale FIAN Ratsversammlung in Brasilia 

„Unsere Herausforderung: GEMEINSAM un-
sere Ziele erreichen und GEMEINSAM für 
das Recht auf Nahrung kämpfen.“ 
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EINMISCHEN STATT 
BEIMISCHEN
 

Agrosprit: (K)eine echte 
Kehrtwende bei der EU-Kommission

FIAN Österreich verbucht das vorläufige Aussetzen 

der E10 Einführung in Österreich als einen Etappen-

sieg. Damit wurden Teilforderungen einer Petition an 

das österreichische Parlament erfüllt. Aber die gravieren-

den Menschenrechtsverletzungen, verursacht durch den 

Agrartreibstoffboom, werden dieser Schritt und auch ein 

vorliegender EU-Gesetzesentwurf kaum stoppen.

Im September berichteten viele Medien von einer vermeint-

lichen Kehrtwende der Europäischen Kommission in Sachen 

Agrartreibstoffe: Demnach soll es nach 2020 keine Subventio-

nen mehr für Agrartreibstoffe wie E10 geben. Damit reagiere 

die Kommission nicht nur auf den zunehmenden Konflikt zwi-

schen Tank und Teller, sondern schenke auch den bislang igno-

rierten indirekten Landnutzungseffekten (dem so genannten 

„ILUC-Effekt“) Aufmerksamkeit: Bis dato wurden negative Kli-

maeffekte beispielsweise durch das Abholzen brasilianischer 

Regenwälder für Rinderfarmen, die der Expansion des mono-

kulturellen Anbaus von Kraftstoffpflanzen weichen mussten, 

nicht in die Klimabilanz aufgenommen.

De facto enthält der Vorschlag der Kommission aber wenig 

echte Änderungen: Die EU-Kommission erkennt den ILUC-Ef-

fekt zwar an, will ihn aber nicht in ihre Treibhausgas-Bilanzen 

für den so genannten Biosprit einrechnen. Offizielle Begrün-

dung: Der ILUC-Effekt sei nicht genau messbar. Zudem wird 

am zehn-Prozent-Ziel grundsätzlich nicht gerüttelt, auch wenn 

der Anteil für eigentlich zum Verzehr geeigneter Pflanzen auf 

fünf Prozent festgefroren werden soll. So können die restlichen 

fünf Prozent durch andere Biomasse vom Acker erfüllt werden, 

was gleichermaßen zu Vertreibungen und Verknappung des 

Nahrungsmittelanbaus führen kann. Dennoch ist die Entschei-

dung der EU-Kommission ein wichtiges Signal: Sie zeigt, dass 

sich trotz gegenteiliger Behauptungen in der Politik etwas be-

wegen lässt. Die Agrartreibstoff-Industrie versucht indes mit 

der Forderung nach langfristiger Investitionssicherheit auch 

diese minimalen Änderungen zu verhindern. Dies reflektiert 

den immer öfter zu beobachtenden Versuch einflussreicher 

Wirtschaftsakteure, demokratische Prozesse und Politikent-

scheidungen, auszuhebeln.

Richard Klasen, FIAN Deutschland und Brigitte Reisenberger, FIAN Österreich

Neues Positionspapier von FIAN Österreich zu Agrar-

treibstoffen: www.fian.at/PositionspapierAgrartreibstoffe

Parallelbericht 
2013
 

Zur Lage wirtschaftlicher, 
sozialer und kultureller 
Menschenrechte in Österreich

Mit der Gründung des WSK Rechte Forums star-

tete FIAN Österreich im Mai dieses Jahres einen 

Prozess zur Erstellung eines Parallelberichts an 

das UN Komitee für wirtschaftliche, soziale und kulturelle 

Menschenrechte in Genf. 

Bereits 2005 hat FIAN Österreich gemeinsam mit anderen 

Organisationen den ersten zivilgesellschaftlichen Parallelbe-

richt zu WSK Rechten in Österreich herausgegeben. 2013 wird 

nun der nächste österreichische Staatenbericht geprüft. 

FIAN Österreich nützt die Zeit bis dahin zu einer Gegendar-

stellung zum Regierungsbericht durch Fachorganisationen der 

Zivilgesellschaft. Bisher im WSK Rechte Forum vertreten sind 

die österreichische Arbeitsgemeinschaft für Rehabilitation, 

die Asylkoordination, das Kinderrechtsnetzwerk, das Frauen-

rechtsnetzwerk (CEDAW NGO Komitee), sowie der Verein „Ak-

tive Arbeitslose“. Auch die Armutskonferenz wird sich betei-

ligen. Schließlich geht es um so brennende Themen wie z.B. 

die bedarfsorientierte Mindestsicherung, die Benachteiligung 

von Menschen mit Behinderung am Arbeitsmarkt und in der 

Bildung, die Unvereinbarkeit von Beruf und Familie, sowie die 

Lohnschere zwischen Männern und Frauen.

Abschluss der Prüfung von 2005 bildeten die abschließen-

den Empfehlungen des UN WSK Komitees, die im Jänner 2006 

erschienen. Darin wurde die Einführung eines Mindestein-

kommens zur Armutsbekämpfung empfohlen, ebenso die 

Gleichstellung von AsylwerberInnen mit österreichischen So-

zialhilfeempfängerInnen und die Verbesserung der Vereinbar-

keit von Beruf und Familie für Frauen.

Der nun entstehende Parallelbericht knüpft hier an. Was ist 

seit der letzten Berichterstattung weiter passiert? Wo gibt es 

neue Problemlagen? Welche Gesetze und Politiken sind der 

Grund dafür? Welche Forderungen hat die Zivilgesellschaft und 

welche werden vom UN Sozialausschuss in seinen abschlie-

ßenden Empfehlungen unterstützt werden? Das sind Fragen, 

die uns im WSK Forum beschäftigen. 

Elisabeth Sterzinger, Vorsitzende FIAN Österreich

Alle relevanten Dokumente zum Parallelberichtsprozess 

finden Sie unter www.fian.at/forumwskrechte
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F O O D F I RST 
Ernährung ist die Voraussetzung menschli-
chen Lebens und das erste Menschenrecht, 
das verwirklicht werden muss!

I N F O R M AT  I O N
FIAN informiert seit 25 Jahren Betroffene 
über ihre Rechte und bringt Unrechtsituatio-
nen an die Öffentlichkeit.

A C T I O N
Die Aktionen von FIAN sind wirksam! Durch 
Eilaktionen, kontinuierliche Fallarbeit und 
Lobbying konnte FIAN in vielen Fällen Land-
vertreibungen verhindern, die Verteilung 
von Land an Landlose ermöglichen, die 
Trinkwasserversorgung verbessern, Schul-
speisungsprogramme durchsetzen oder die 
Arbeitsbedingungen von LandarbeiterInnen 
verbessern.

N E T W O R K
Mit über 18 Sektionen & Koordinationen und 
Mitgliedern in 50 Staaten ist FIAN als inter-
nationales Netzwerk weltweit präsent.


